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A. Einleitung 

„Die Lage war noch nie so ernst.“1 – Diese bedeutenden Worte Kon-

rad Adenauers waren der Einstieg, um auf dem 16. Exportkontrolltag 

2022 über die „Zeitenwende“2 in der deutschen Rüstungsexportkon-

trolle zu diskutieren.3 Durch den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg 

Russlands gegen die Ukraine wurde die „Notwendigkeit, mit EU- 

und NATO-Partnern wichtige Rüstungsprojekte gemeinsam zu ent-

wickeln und entscheidend voranzubringen“4 deutlich. Insbesondere 

ist das geplante Rüstungsexportkontrollgesetz (REKG), für welches 

das Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 

am 14. Oktober 2022 ein Eckpunktepapier vorlegte, ein wesentlicher 

Bestandteil dieser Zeitenwende.5  

Rüstungsexporte aus Deutschland sind grundsätzlich genehmi-

gungspflichtig. Für Exporteure ist das Genehmigungsverfahren 

komplex und von Intransparenz geprägt.6 Aus diesen Gründen wird 

seit einigen Jahren die Erforderlichkeit eines weiteren Gesetzes zur 

Regelung der Rüstungsexportkontrolle in Deutschland ausgiebig er-

örtert. Dr. Arnold Wallraff, der ehemalige Präsident des Bundesamts 

für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), äußerte die Erwar-

tung, „mit dem Rüstungsexportkontrollgesetz einen Goldstandard 

der Exportkontrolle zu schaffen“7. 

Ziel dieser Arbeit ist es daher, das Eckpunktepapier der Bundesre-

gierung zum REKG hinsichtlich seiner Notwendigkeit einer Bewer-

tung zu unterziehen, durch die festgestellt werden soll, ob und 

inwiefern durch die Gesetzeseinführung mehr Konkretisierung, Ver-

bindlichkeit, Restriktion und Transparenz in der Exportkontrolle er-

reicht werden kann und wie sich dies auf den Genehmigungsprozess, 

den Umgang mit Rüstungsexporten und die Arbeit der Zollbehörden 

auswirkt. Nach einer kritischen Analyse soll die Eignung als neuer 

„Goldstandard“ der Exportkontrolle festgestellt werden. 

Dazu werden in dieser Arbeit zunächst die geltenden Rechtsgrund-

lagen der Rüstungsexportkontrolle im internationalen Recht (B.I), 

                                                 
1 Kortmann/Wolf, Die Lage war noch nie so ernst, S. 63. 
2 Vgl. BPA, Bundeskanzler Olaf Scholz: Reden zur Zeitenwende, S. 7 f., 

<https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975292/2138164/ed927ada99 

786db8f7a5effd0b34a1e6/bundeskanzler-olaf-scholz-reden-zur-zeitenwende-2-

aufl-download-bpa-data.pdf?download=1> (Stand: 01.08.2023). 
3 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (445). 
4 BMWK, Das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 1, <https://www.bmwk.de/Re-

daktion/DE/Downloads/P-R/ruestungsexportkontrollgesetz.pdf?__blob=publi-

cationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
5 Vgl. Safarik, AW-Prax 2022, S. 429. 
6 Vgl. Klöhn, in: BAFA, Praxis der Exportkontrolle, S. 135. 
7 Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (448). 
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im EU-Recht (B.II), im nationalen Recht (B.III) sowie die geltende 

Verwaltungsvorschrift (B.IV) aufgeführt, um einen Überblick über 

die aktuelle Rechtslage und den derzeitigen Genehmigungsprozess 

(B.V) zu erlangen.  

Anschließend wird die bestehende Gesetzeslücke analysiert (C). 

Hierbei wird vor allem die Transparenz der Genehmigungserteilung 

(C.I), die Achtung der Menschenrechte (C.II) und die restriktive 

Rüstungspolitik (C.III) begutachtet. Dadurch wird die Notwendig-

keit der Einführung des REKG verdeutlicht.  

Folgend wird das geplante REKG beleuchtet (D). Es wird kurz auf 

den Hintergrund und aktuellen Stand (D.I) eingegangen, die Zielset-

zung des Gesetzes erläutert (D.II) und die einzelnen Eckpunkte dar-

gestellt (D.III).  

Mithilfe der gewonnenen Kenntnisse erfolgt die Auswertung der 

Eckpunkte (E). Zunächst wird analysiert, ob das REKG seiner Ziel-

setzung entspricht (E.I). Daraufhin werden die möglichen Auswir-

kungen durch die Gesetzeseinführung beleuchtet (E.II). Im Fokus 

stehen die Auswirkungen auf den Genehmigungsprozess (E.II.1), 

den Umgang mit Rüstungsgütern (E.II.2) und die Arbeit der Zollbe-

hörden (E.II.3). Alsdann wird das Eckpunktepapier kritisch gewertet 

(E.III). Folglich wird unter Berücksichtigung der Auswertung abge-

leitet, ob das REKG ein neuer „Goldstandard“ der Exportkontrolle 

werden kann (E.IV). Hierdurch wird die Forschungsfrage vollum-

fänglich beantwortet. 

Abschließend werden die Kernthesen dieser Arbeit zusammenfas-

send dargestellt und ein Ausblick auf die zukünftige Entwicklung 

der Exportkontrolle gewagt (F). 

 

B. Rechtsgrundlagen im Rüstungsexportkon-

trollrecht 

Die Rechtsgrundlagen der Rüstungsexportkontrolle ergeben sich aus 

dem internationalen Recht, dem EU-Recht und dem nationalen 

Recht. Zudem sind interne Verwaltungsvorschriften zu beachten, 

obwohl diese kein geltendes Recht darstellen.8  

In Abbildung 1 ist die Normenhierarchie der Rechtsgrundlagen im 

Rüstungsexportkontrollrecht übersichtlich dargestellt. Der Stufen-

bau zeigt die Rechtshöhe und gegenseitige Abhängigkeit auf. Durch 

die einzelnen Stufen bleibt den jeweiligen Rechtserzeugern 

                                                 
8 Vgl. Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, § 1 Rn. 212. 
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innerhalb der ihnen übertragenen Kompetenz ein eigenständiger 

Freiraum zur Rechtschaffung. Auf jeder Stufe ist der Inhalt der über-

geordneten Stufen zu beachten. Es bleiben Konkretisierungsfrei-

räume erhalten, die abhängig von der Rechtshöhe stetig weiter 

abnehmen.9 Durch dieses vielfältige Spektrum an Rechtsgrundlagen 

ist das Rüstungsexportkontrollrecht schwer überschaubar.10  

 

 

Abbildung 1: Normenhierarchie der Rechtsgrundlagen (eigene Darstellung) 

 

Auf Rüstungsgüter findet die Verordnung (EU) 2021/821 (Dual-

Use-VO)11 keine Anwendung, da sie sich ausschließlich mit Rege-

lungen zu Dual-Use-Gütern befasst, vgl. Art. 1 i.V.m. Art. 2 Nr. 1 

Dual-Use-VO. Daher stellt sie für die nationale Rüstungsexportkon-

trolle keine relevante Rechtsgrundlage dar und wird in dieser Arbeit 

nicht betrachtet. 

Die geltenden Rechtsgrundlagen werden im Folgenden erläutert. 

 

I. Internationales Recht 

Multilaterale Exportkontrollregime geben auf der obersten Stufe den 

internationalen Rechtsrahmen für die nationale Exportkontrolle 

vor.12 Sie verfolgen das Ziel, „den Aufbau bedrohlicher Rüstungs-

potenziale zu verhindern und zwischen den Lieferstaaten 

                                                 
9 Vgl. Lepsius, JuS 2018, S. 950 (953). 
10 Vgl. Altmann, Außenwirtschaft für Unternehmen, S. 634. 
11 Verordnung (EU) 2021/821 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

20. Mai 2021 über eine Unionsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr, der Ver-

mittlung, der technischen Unterstützung der Durchfuhr und der Verbringung 

betreffender Güter mit doppeltem Verwendungszweck (ABl. L 206 vom 

11.06.2021, S. 1), Neufassung. 
12 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. A Rn. 20. 



4 

vergleichbare Wettbewerbsbedingungen herzustellen“13. Es gibt 

derzeit vier multilaterale Exportkontrollregime: Das Wassenaar Ar-

rangement, die Nuclear Suppliers Group, die Australische Gruppe 

und das Missile Technology Control Regime.14 

Für die Rüstungsexportkontrolle ist das 1996 geschlossene Wassen-

aar Arrangement15, dem weltweit 42 Staaten angehören, entschei-

dend.16 Es hat das Ziel, „einen Beitrag zur regionalen und 

internationalen Stabilität zu leisten, indem Transparenz und ein ver-

antwortungsvolleres Handeln bei Exporten von konventionellen 

Rüstungsgütern [...] gefördert und auf diese Weise destabilisierende 

Waffenanhäufungen verhindert werden“17. Das Wassenaar Arrange-

ment enthält keine verbindlichen Regelungen bezüglich des Geneh-

migungsverfahrens bei Rüstungsexporten, sondern beschließt eine 

fortlaufend aktualisierte Rüstungsgüterliste, die national in der Aus-

fuhrliste zur Außenwirtschaftsverordnung (AWV)18 in geltendes 

Recht umgesetzt wird.19 Zudem findet zwischen den Teilnehmer-

staaten regelmäßig ein Informationsaustausch über abgelehnte Ge-

nehmigungen und kritischem Endverbleib statt.20 Die 

ausgearbeiteten Inhalte prägen sowohl das EU-Recht als auch das 

nationale Recht und sorgen international für gemeinsame Grundla-

gen.21 Folglich weist das Wassenaar Arrangement nicht die Qualität 

eines völkerrechtlichen Vertrags auf.22 

 

II. EU-Recht 

Die Europäische Union (EU) hat die ausschließliche Rechtsetzungs-

kompetenz für die gemeinsame Außenhandelspolitik, nicht aber für 

Rüstungsexporte, von den EU-Mitgliedstaaten übertragen bekom-

men, vgl. Art. 3 Abs. 1 lit. a) i.V.m. Art. 207 AEUV23. Weiterhin 

                                                 
13 Karpenstein/Kottmann, in: Krenzler/Hermann/Niestedt, EU-Außenwirtschafts- 

und Zollrecht, Dual-Use-VO, vor Art. 1 Erwägungsgründe Rn. 16. 
14 Vgl. Drees/Schuchardt/Jahn/Connemann, Zoll & Export 2023, S. 266 f. 
15 Wassenaar Arrangement on Export Controls for Conventional Arms and Dual-

Use Goods and Technologies, Initial Elements vom 19.12.1995. 
16 Vgl. Meier/Hannemann/Meyer z. F., Wörterbuch z. Sicherheitspolitik, S. 542 f. 
17 The Wassenaar Arrangement, Über Uns, <https://www.wassenaar.org/de/about-

us/> (Stand: 01.08.2023). 
18 Außenwirtschaftsverordnung vom 2. August 2013 (BGBl. I 2013, 2865 (2021 I 

4304)), zuletzt geändert durch Art. 10 G vom 19.12.2022 I 2632. 
19 Vgl. Karpenstein/Kottmann, in: Krenzler/Hermann/Niestedt, EU-Außenwirt-

schafts- und Zollrecht, Dual-Use-VO, vor Art. 1 Erwägungsgründe Rn. 16. 
20 Vgl. Bauer, in: Ehlers/Wolffgang, Recht der Exportkontrolle, S. 78. 
21 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. B Rn. 72. 
22 Vgl. ebenda, Rn. 50. 
23 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union vom 25. März 1957 

(ABl. C 115 vom 09.05.2008, S. 47), in der Fassung vom 9. Mai 2008. 
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kann sie im Rahmen der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspoli-

tik (GASP) allgemeine Leitlinien bestimmen sowie Beschlüsse und 

einzunehmende Standpunkte erlassen.24  

Der Gemeinsame Standpunkt 2008/944/GASP (GS)25 dient als In-

strument der GASP der gemeinsamen Positionierung aller EU-Mit-

gliedsstaaten bezüglich der Rüstungsexportkontrolle. Er enthält acht 

Kriterien, die von jedem Mitgliedstaat bei der Erteilung von Aus-

fuhrgenehmigungen für Gegenstände der Gemeinsamen Militärgü-

terliste der EU26 im Einzelfall zu prüfen sind, vgl. Art. 1 Abs. 1 GS. 

Diese Kriterien sind präziser und umfangreicher als die der nationa-

len Rechtsgrundlagen.27 Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, eine 

Ausfuhrgenehmigung zu verweigern, wenn ihre Erteilung im Wider-

spruch zu internationalen Verpflichtungen zur Durchsetzung von 

Waffenembargos, zur Nichtverbreitung von atomaren, biologischen 

und chemischen Waffen (ABC-Waffen), Antipersonenminen oder 

ballistischer Raketen steht, vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. a) – d) GS. Außer-

dem muss eine Ausfuhrgenehmigung verweigert werden, wenn das 

Risiko besteht, „dass exportierte Rüstungsgüter zur internen Repres-

sion benutzt werden, im Endbestimmungsland bewaffnete Konflikte 

auslösen oder verschärfen würden, diese bei schweren Verstößen ge-

gen das humanitäre Völkerrecht, zum Zwecke der Aggression gegen 

ein anderes Land oder bei der gewaltsamen Durchsetzung eines Ge-

bietsanspruchs zum Einsatz kommen“28. 

Der GS ist für die Mitgliedstaaten gemäß Art. 29 EUV29 als unmit-

telbar anwendbares Recht verbindlich und wird durch die Politischen 

Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen 

und sonstigen Rüstungsgütern (PGB)30 in national geltendes Recht 

umgewandelt.31  

 

                                                 
24 Vgl. Meier/Hannemann/Meyer z. F., Wörterbuch z. Sicherheitspolitik, S. 130. 
25 Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP des Rates vom 8. Dezember 2008 

betreffend gemeinsame Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtech-

nologie und Militärgütern (ABl. L 335/99 vom 13.12.2008). 
26 Gemeinsame Militärgüterliste der Europäischen Union (Abl. C 85 vom 

13.03.2020, S. 1), in der Fassung vom 13. März 2020. 
27 Vgl. Niebank, GSZ 2019, S. 145 (146). 
28 Derksen, NVwZ 2019, S. 521 (523). 
29 Vertrag über die Europäische Union vom 7. Februar 2002 (ABl. C 202 vom 

07.06.2016, S. 13), in der Fassung vom 1. September 2016. 
30 Politischen Grundsätze der Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen 

und sonstigen Rüstungsgütern vom 19. Januar 2000, in der Fassung vom 26. 

September 2019. 
31 Vgl. Cremer, in: Calliess/Ruffert, EUV/AEUV, EUV, Art. 29 Rn. 6. 
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III. Nationales Recht 

Die Mitgliedstaaten bestimmen jeweils auf nationaler Ebene die 

Rechtsgrundlagen für die Erzeugung und den Handel von Waffen, 

Munition und Kriegsmaterial, vgl. Art. 346 Abs. 1 lit. b) AEUV. 

Diese Waren werden als Rüstungsgüter bezeichnet und in Kriegs-

waffen und sonstige Rüstungsgüter unterteilt.32 Abhängig vom je-

weiligen Rüstungsgut sind außenwirtschaftsrechtliche und 

gegebenenfalls zusätzliche kriegswaffenkontrollrechtliche Vor-

schriften zu beachten.  

 

1. Außenwirtschaftsrecht 

Das Außenwirtschaftsrecht regelt die Ein- und Ausfuhr von Gü-

tern.33 Im Außenwirtschaftsgesetz (AWG)34 und in der AWV sind 

Regelungen zum Export sonstiger Rüstungsgütern enthalten. Sons-

tige Rüstungsgüter sind grundsätzlich alle Güter, die in Teil I Ab-

schnitt A der Ausfuhrliste genannt sind. Dazu gehören 

beispielsweise „Waffen, Munition, Bomben, militärische Fahrzeuge, 

Flugzeuge und Schiffe, militärische Elektronik, militärische Soft-

ware und Technologie“35.  

Das AWG enthält Begriffsbestimmungen und Strafvorschriften. In 

der AWV sind Ausfuhrverbote und Genehmigungspflichten geregelt 

und im Anhang ist die Ausfuhrliste enthalten, welche die genehmi-

gungspflichtigen Rüstungsgüter umfasst. Sie orientiert sich an der 

Gemeinsamen Militärgüterliste der EU.36 

Das Außenwirtschaftsrecht ist vom Grundsatz der Warenverkehrs-

freiheit geprägt, vgl. § 1 Abs. 1 S. 1 AWG. Dies bedeutet, dass An-

tragsteller einen Anspruch auf Erteilung der Ausfuhrgenehmigung 

durch das BAFA haben, soweit kein außen- oder sicherheitspolitisch 

bedenklicher Exportgrund greift, vgl. §§ 4 Abs. 1, 13 AWG.37 Der 

Schutz der Bevölkerung, die Wahrung der Menschenrechte und frie-

denserhaltende Maßnahmen stehen im Vordergrund bei der Ent-

scheidung über die Zulässigkeit des Exports der Rüstungsgüter.38 

Dadurch erlangt der Staat die Möglichkeit, „den 

                                                 
32 Vgl. Claßen, Das Kontrollverfahren beim Export von Kriegswaffen, S. 48; 

Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. B Rn. 92. 
33 Vgl. Büter, Außenhandel, S. 34. 
34 Außenwirtschaftsgesetz vom 6. Juni 2013 (BGBl. I 2013, 1482), zuletzt geän-

dert durch Art. 2 Abs. 11 G vom 20.12.2022 I 2752. 
35 Pietsch, in: BAFA, Praxis der Exportkontrolle, S. 35. 
36 Vgl. Hoffmann, in: Niestedt, Beck OK AußenwirtschaftsR, AWV, § 8 Rn. 13. 
37 Vgl. Niebank, GSZ 2019, S. 145 (146). 
38 Vgl. Drees/Schuchardt/Jahn/Connemann, Zoll & Export 2023, S. 259 f. 
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Außenwirtschaftsverkehr aus übergeordnetem Interesse des Ge-

meinwohls und des Staatsschutzes zu steuern“39. Wann ein Gefähr-

dungsgrund besteht, obliegt dem Ermessen des BAFA. 

Beim Export sonstiger Rüstungsgüter in ein zugelassenes Bestim-

mungsland können Verfahrenserleichterungen in Form von  

Allgemeingenehmigungen, Sammelausfuhrgenehmigungen, Pau-

schalgenehmigungen oder Höchstbetragsgenehmigungen greifen.40 

Diese Vereinfachungen stellen eine Ausnahme vom Verfahren der 

Einzelausfuhrgenehmigung dar und werden daher nachfolgend nicht 

weiter berücksichtigt.  

 

2. Kriegswaffenkontrollrecht 

Das Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG)41 wurde auf Grundlage 

des Grundgesetzes (GG)42 erlassen und ist die national anwendbare 

Rechtsgrundlage beim Export von Kriegswaffen. Kriegswaffen sind 

„Gegenstände, Stoffe und Organismen, die nach dem gegenwärtigen 

Stand der wissenschaftlichen, technischen und militärischen Er-

kenntnisse zur Kriegsführung geeignet“43 und daher in der Kriegs-

waffenliste enthalten sind. Hierzu zählen beispielsweise  

„ABC-Waffen, Panzer, Jagdflugzeuge, Kriegsschiffe, Torpedos und 

Kanonen“44. Für sie greifen neben den außenwirtschaftsrechtlichen 

Regelungen zusätzliche kriegswaffenkontrollrechtliche Sondervor-

schriften des KWKG.  

Das KWKG regelt den genauen Umgang mit Kriegswaffen, vgl. Art. 

26 Abs. 2 GG. Zur Kriegsführung bestimmte Waffen bedürfen bei 

der Herstellung, der Beförderung und dem Inverkehrbringen einer 

Genehmigung der Bundesregierung, vgl. § 2 Abs. 2 KWKG. Somit 

gilt für den Export von Kriegswaffen ein repressives Verbot mit Be-

freiungsvorbehalt.45 Kriegswaffen dürfen nur mit einer entsprechen-

den kriegswaffenrechtlichen Einzelgenehmigung, die vom BMWK 

erteilt wird, ausgeführt werden, vgl. § 3 Abs. 3 i.V.m. § 11 KWKG. 

                                                 
39 Diemer, in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, AWG, Vorbemer-

kung Rn. 3. 
40 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. F Rn. 100. 
41 Ausführungsgesetz zu Artikel 26 Abs. 2 des Grundgesetzes, Gesetz über die 

Kontrolle von Kriegswaffen vom 1. Juli 1978 (BGBl. I 1990, 2506), neugefasst 

durch Bekanntmachung vom 22.11.1990 I 2506, zuletzt geändert durch Art. 25 

G vom 19.12.2022 I 2606. 
42 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland vom 23. Mai 1949 (BGBl. 

1949, S. 1), zuletzt geändert durch Art. 1 G vom 19.12.2022 I 2478. 
43 Lampe/Lutz, in: Erbs/Kohlhaas, Strafrechtliche Nebengesetze, KWKG, § 1 Rn. 

1; vgl. BayObLG, NJW 1971, S. 1375 (1376). 
44 Pietsch, in: BAFA, Praxis der Exportkontrolle, S. 35. 
45 Vgl. Streinz, in: Sachs, GG, Art. 26 Rn. 45. 
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Auf die Genehmigungserteilung nach dem KWKG haben Expor-

teure keinen Anspruch, da gesetzlich abschließende Versagungs-

gründe normiert sind.46 Genehmigungen sind in den Fällen nach § 6 

Abs. 3 KWKG zwingend zu untersagen. Die Versagungsgründe des 

§ 6 Abs. 2 KWKG räumen dem BMWK einen Ermessensspielraum 

ein. Dieser ist notwendig, damit das BMWK bei Kriegswaffenexpor-

ten auch über neue Situationen Entscheidungen treffen kann. Die 

PGB schreiben vor, anhand welcher Kriterien die Ermessensent-

scheidung abzuwägen ist.47  

Kriegswaffenexporte stellen immer einen außenwirtschaftsrechtli-

chen Sachverhalt dar, sodass neben der Genehmigungspflicht des 

KWKG gleichzeitig auch die Genehmigungspflicht des AWG be-

achtet werden muss, da das KWKG im Verhältnis zum AWG kein 

Spezialgesetz darstellt.48 Exporteure müssen zuerst die Genehmi-

gung nach dem KWKG und anschließend die Ausfuhrgenehmigung 

beantragen, welcher das Prüfungsergebnis nach KWKG zugrunde 

gelegt wird.49 

 

IV. Verwaltungsvorschrift 

Weiterhin dienen interne Verwaltungsvorschriften der korrekten 

Ausübung des Verwaltungshandelns. Die entscheidende Verwal-

tungsvorschrift in der Rüstungsexportkontrolle stellen die PGB dar. 

Sie wurden im Jahr 2000 beschlossen und sind notwendig, um das 

bestehende Genehmigungsermessen zu konkretisieren. Die PGB 

sind ein Mittel der Selbstbindung der Verwaltung, welches auch mit-

telbare Außenwirkung erlangt.50 Als Ermessens- und Beurteilungs-

richtlinie sind sie ein zentraler Bestandteil im Gesamtkontext der 

deutschen Wirtschafts- und Außenpolitik.51 

Die Bundesregierung bekennt sich in der Präambel der PGB dazu, 

eine restriktive Rüstungsexportpolitik auszuüben, internationale Ko-

operationen und Bündnisse zu fördern sowie den Export von Rüs-

tungsgütern zu begrenzen und zu kontrollieren. Die 

Menschenrechtslage im Empfängerland ist bei jeder Genehmigungs-

entscheidung relevant.  

Des Weiteren werden in den PGB zwei Ländergruppen differenziert. 

Rüstungsexporte in NATO-Länder, NATO-gleichgestellte Länder 

                                                 
46 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. G Rn. 2. 
47 Vgl. Claßen, Das Kontrollverfahren beim Export von Kriegswaffen, S. 112. 
48 Vgl. Pottmeyer, KWKG, Einleitung Rn. 185. 
49 Vgl. ebenda, Rn. 186. 
50 Vgl. Nußberger, in: Sachs, GG, Art. 3 Rn. 118 f. 
51 Vgl. Pottmeyer, KWKG, Einleitung Rn. 228. 



9 

und EU-Mitgliedstaaten werden privilegiert. Zu den NATO-Ländern 

zählen solche, die den Nordatlantikvertrag52 ratifiziert haben und so-

mit Teil der North Atlantic Treaty Organization (NATO) geworden 

sind. NATO-gleichgestellte Länder sind Australien, Japan, Neusee-

land und die Schweiz, vgl. Kap. II Nr. 1 PGB. EU-Mitgliedstaaten 

sind der EU durch einen Gründungsvertrag beigetreten.53 Derzeit be-

steht das europäische Bündnis aus 27 Mitgliedstaaten.  

Hingegen gilt gegenüber Drittländern bei Exporten von Rüstungsgü-

tern uneingeschränkt die restriktive Rüstungspolitik. Drittländer sind 

alle übrigen Länder, die nicht privilegiert behandelt werden, vgl. 

Kap. III Nr. 1 PGB. 

Das Bestimmungsland ist daher das entscheidende Kriterium der Ge-

nehmigungsentscheidung. Exporte an Bündnispartner werden regel-

mäßig genehmigt, während Genehmigungen an Drittländer die 

Ausnahme darstellen, vgl. Kap. II Nr. 1 UAbs. 2 i.V.m. Kap. III Nr. 

1 PGB. Dies wird durch das funktionierende Exportkontrollsystem 

privilegierter Länder, welches die unkontrollierte Weitergabe der 

Rüstungsgüter an Drittländer verhindern soll, begründet.54  

Anhand der Rüstungsexportgenehmigungen im ersten Halbjahr 

202355 lässt sich diese Differenzierung erkennen. Insgesamt wurden 

Genehmigungen für Rüstungsexporte im Wert von 5,22 Mrd. € er-

teilt. Für Exporte an EU-Mitgliedstaaten, NATO- und NATO-

gleichgestellte Länder wurden Genehmigungen im Wert von 2,89 

Mrd. € erteilt; dies sind etwa 55 % des Gesamtvolumens. Hiervon 

wurden etwa 1,18 Mrd. € an Kriegswaffen und 1,71 Mrd. € an sons-

tigen Rüstungsgütern in Partnerländer exportiert. Ungarn erhielt den 

größten Anteil von etwa 1,03 Mrd. € Rüstungsgüter zur Ausstattung 

der nationalen Streitkräfte. Die Genehmigungen an Drittländer be-

trugen hingegen 2,33 Mrd. €. Zum Zweck der Selbstverteidigung ge-

gen den völkerrechtswidrigen Angriffskrieg Russlands wurde die 

Ukraine mit 1,65 Mrd. € unterstützt. Weitere Drittländer erhielten 

insgesamt Rüstungsexporte in Höhe von 680 Mio. €. Demnach wur-

den 90 % des Gesamtgenehmigungswertes an EU-, NATO-, NATO-

gleichgestellte Länder und die Ukraine ausgeführt. Hieran wird die 

                                                 
52 Nordatlantikvertrag vom 4. April 1949 (BGBl. 1955 II S. 289), in der Fassung 

des Protokolls vom 17. Oktober 1951 (BGBl. 1955 II S. 293). 
53 Vgl. Meier/Hannemann/Meyer z. F., Wörterbuch z. Sicherheitspolitik, S. 125. 
54 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. G Rn. 25. 
55 Vgl. BMWK, Rüstungsexportgenehmigungen im ersten Halbjahr 2023: 90 % 

des Gesamtgenehmigungswertes betreffen enge Partnerländer – Hauptempfän-

ger ist die Ukraine, <https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilun-

gen/2023/07/20230704-ruestungsexportgenehmigungen-im-ersten-halbjahr-

2023.html> (Stand: 01.08.2023). 
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restriktive Rüstungspolitik gegenüber Drittländern ersichtlich, da 

nur etwa 10 % des Genehmigungsvolumens an sonstige Drittländer 

exportiert wurden. 

 

V. Der Genehmigungsprozess 

Der Genehmigungsprozess ergibt sich aus der Anwendung sämtli-

cher Rechtsgrundlagen der Rüstungsexportkontrolle. Da nicht jeder 

konkrete Fall gesetzlich geregelt werden kann, ist die Genehmi-

gungserteilung eine politische Einzelfallentscheidung.56 Der Ablauf 

der Genehmigungserteilung ist in Abbildung 2 verdeutlicht.  

 

 

Abbildung 2: Der Genehmigungsprozess bei Rüstungsexporten (in Anlehnung an: 

BMWK, Infografik: Genehmigungsprozess bei Rüstungsexporten, 

<https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Infografiken/genehmi-

gungsprozess-bei-ruestungsexporten.html> (Stand: 01.08.2023)) 

Nach der Anfrage einer ausländischen Regierung stellt der Ausfüh-

rer vor dem Export einen Ausfuhrantrag.57 Im Vorwege kann bei Un-

klarheiten über die Rechtmäßigkeit der Ausfuhr eine Voranfrage 

gestellt werden, die die Genehmigungsentscheidung präjudiziert, 

den Ausfuhrantrag aber nicht ersetzt.58 Beim Vorliegen der Voraus-

setzungen der Genehmigungserteilung kann über den anschließen-

den Antrag zügig beschieden werden.59 

Bei der Ausfuhr sonstiger Rüstungsgüter wird der Ausfuhrantrag 

dem BAFA unter Angabe aller relevanten Informationen, den 

                                                 
56 Vgl. Meier/Hannemann/Meyer z. F., Wörterbuch z. Sicherheitspolitik, S. 413. 
57 Vgl. Büter, Außenhandel, S. 38. 
58 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. F Rn. 70. 
59 Vgl. Altmann, Außenwirtschaft für Unternehmen, S. 625. 
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Vertragsunterlagen und dem Endverbleibsdokument vollständig und 

widerspruchsfrei durch den Exporteur übermittelt, vgl. § 21 Abs. 2 

S. 1 AWV. Das BAFA prüft die Genehmigungserteilung für den Ein-

zelfall unter Heranziehung der Rechtsgrundlagen im Ermessen der 

PBG.60 Besonderer Beachtung gilt hierbei der Menschenrechtslage 

im Empfängerland, der regionalen Stabilität und internationalen Be-

ziehungen.61 Das BAFA fällt die Ermessensentscheidung eigenstän-

dig; bei besonders bedeutenden oder schwierig zu prüfenden 

Ausfuhrvorhaben wird der Bundessicherheitsrat (BSR) als Entschei-

dungsakteur hinzugezogen.62 Nach erfolgreicher Prüfung erhält der 

Ausführer die erforderliche Ausfuhrgenehmigung nach § 8 Abs. 1 

AWG i.V.m. § 8 Abs. 1 Nr. 1 AWV elektronisch.63 Anschließend 

können die sonstigen Rüstungsgüter exportiert werden.64 

Bei einem Kriegswaffenexportvorhaben ist der Genehmigungspro-

zess langwieriger. Zunächst muss der Ausführer beim BMWK eine 

Herstell- oder Beförderungsgenehmigung nach dem KWKG bean-

tragen, vgl. §§ 2 Abs. 1, 3 Abs. 3 KWKG. Das BMWK prüft im 

Einvernehmen mit dem Auswärtigen Amt die Genehmigungsertei-

lung anhand der Rechtsgrundlagen und zieht gegebenenfalls auch 

den BSR zur Entscheidung hinzu.65 Bei Beanstandungen wird die 

Genehmigung untersagt, vgl. § 6 Abs. 2, 3 KWKG. Im Anschluss an 

die erfolgreich erteilte Genehmigung nach dem KWKG, die gemäß 

§ 7 Abs. 1 KWKG jederzeit widerrufen werden kann, wird auch bei 

Kriegswaffenexporten eine Ausfuhrgenehmigung nach dem AWG 

benötigt, die das BAFA erteilt.66 Die Ausfuhrgenehmigung für Rüs-

tungsgüter kann durch das BAFA widerrufen werden, wenn sich die 

politische Lage im Bestimmungsland im Zeitraum von der Geneh-

migungserteilung bis zur Ausfuhr ändert, vgl. § 14 Abs. 1 AWG 

i.V.m. §§ 36 Abs. 2 Nr. 2, 49 Abs. 2 Nr. 3 VwVfG67. 

 

                                                 
60 Vgl. Meier/Hannemann/Meyer z. F., Wörterbuch z. Sicherheitspolitik, S. 413. 
61 Vgl. BMWK, Infografik: Genehmigungsprozess bei Rüstungsexporten, 

<https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Infografiken/genehmigungsprozess-

bei-ruestungsexporten.html> (Stand: 01.08.2023) 
62 Vgl. Altmann, Außenwirtschaft für Unternehmen, S. 624. 
63 Vgl. Pietsch, in BAFA, Praxis der Exportkontrolle, S. 103. 
64 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. F Rn. 69. 
65 Vgl. BMWK, Jeder Einzelfall wird geprüft, <https://www.bmwk.de/Redaktion/ 

DE/Dossier/Ruestungsexportkontrolle/jeder-einzelfall-wird-geprueft.html>  

(Stand: 01.08.2023). 
66 Vgl. Pottmeyer, KWKG, Einleitung Rn. 186. 
67 Verwaltungsverfahrensgesetz vom 23. Januar 2003 (BGBl. I 2003, 102), neu-

gefasst durch Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 I 102, zuletzt geändert 

durch Art. 24 Abs. 3 G vom 25.6.2021 I 2154. 
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C. Analyse der Gesetzeslücke 

Da durch die oben genannten Rechtsgrundlagen sämtliche Regula-

rien in der Rüstungsexportkontrolle vorgeschrieben werden, stellt 

sich unmittelbar die Frage, inwiefern eine weitere Rechtsgrundlage 

in Form des geplanten REKG notwendig ist. Dazu wird die derzei-

tige Gesetzeslücke aufgezeigt. 

 

I. Transparenz der Genehmigungserteilung 

Die Bundesregierung stand in den letzten Jahren aufgrund ihrer Ge-

nehmigungsentscheidungen des Öfteren in der Kritik. Dabei wurde 

ihr vor allem eine intransparente Genehmigungserteilung und die 

Missachtung der rechtlichen Vorgaben vorgeworfen.68 

Aufgrund der intransparenten Anwendung der PGB reichte ein Ex-

porteur Klage vor dem Verwaltungsgericht Berlin ein. Im Jahr 2018 

beabsichtigte er, 100 als Kriegswaffen einzustufende vollautomati-

sche Gewehre nach Südkorea ausführen, wie er es bereits 2015 und 

2016 genehmigt bekommen hat.69  Das BMWK lehnte den Antrag 

unter Anwendung des Ermessens der PGB ab, da kein Anspruch auf 

Genehmigungserteilung besteht und kein besonderes außen- oder si-

cherheitspolitisches Interesse vorliegt.70 Das Verwaltungsgericht 

wies die Klage des Exporteurs zurück, da bei der Genehmigungsent-

scheidung keine Ermessensfehler vorlagen und sie durch die ord-

nungsgemäße Anwendung der PGB durch die Bundesregierung 

unbegründet ist.71 Anhand dieser Klage wird die Intransparenz der 

Genehmigungserteilung für Ausführer ersichtlich. Dies führte zu 

Diskussionen innerhalb der Ausfuhrbeteiligten, wie die Rüstungsex-

portkontrolle transparenter gestaltet werden kann. 

Die PGB stellen kein geltendes Recht dar, sind aber als Verwal-

tungsvorschrift durch verbindliche Entscheidungskriterien essenzi-

ell bei Genehmigungsentscheidungen zu beachten. Daher besteht 

zunächst keine Gesetzeslücke, die durch ein neues Gesetz geschlos-

sen werden könnte.72 Allerdings sind die PGB lediglich eine freiwil-

lige Selbstverpflichtungserklärung der Bundesregierung und 

erzielen folglich keine ausreichende Bindungswirkung.73 Sie haben 

bei der Genehmigungsentscheidung Volatilität in der Auslegung 

                                                 
68 Vgl. Niebank, GSZ 2019, S. 145 (148). 
69 Vgl. VG Berlin, Urteil vom 02.11.2020 – 4 K 386/19, Rn. 1, 4. 
70 Vgl. ebenda, Rn. 5. 
71 Vgl. ebenda, Rn. 13 ff. 
72 Vgl. Wolffgang, ZRP 2018, S. 155. 
73 Vgl. Keul, ZRP 2018, S. 155. 
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gefunden.74 Da die Bundesregierung ihre Ermessensentscheidung 

bislang nicht begründet darlegen muss, ist die jeweilige Entschei-

dungsfindung nicht nachvollziehbar.75 Mit der Einführung des 

REKG könnte die Genehmigungsentscheidung folglich transparen-

ter erfolgen und wirkt damit weniger arbiträr.  

 

II. Achtung der Menschenrechte 

Weiterhin schenken die aktuellen Rechtsgrundlagen den Menschen-

rechten im Bestimmungsland nicht ausreichende Beachtung.76 Dies 

wird anhand sämtlicher Ausfuhren von Rüstungsgütern nach Saudi-

Arabien sichtbar. Obwohl der Bundesregierung bekannt ist, dass 

Saudi-Arabien im Jemen einen verbrecherischen Krieg gegen die Zi-

vilbevölkerung anführt, bei dem 380.000 Menschen starben und vier 

Mio. Menschen vertrieben wurden, genehmigte sie die Ausfuhr von 

Ausrüstung und Munition für Kampfjets.77 Im Juli 2023 wurden wei-

tere Rüstungsexporte in das Krisengebiet genehmigt.78 Beweg-

gründe, die für die Genehmigungserteilung trotz der prekären 

Menschenrechtslage sprechen, sind nicht ersichtlich. Dies sorgt da-

für, dass die Achtung der Menschenrechte, wie sie in den PGB ver-

ankert ist, übergangen wird. Beim Export von Rüstungsgütern stehen 

demnach außenpolitische Interessen mit humanitären und sicher-

heitspolitischen Aspekten in Konkurrenz. Hierdurch ergibt sich ein 

Spannungsfeld, welches bestmöglich aufgelöst werden müsste, um 

eine sichere Rechtsanwendung zu garantieren. 

 

III. Restriktive Rüstungspolitik 

Aktuell fehlt es an der gesetzlichen Verankerung der restriktiven 

Rüstungspolitik.79 Die Bundesregierung hat diese in den PGB fest-

gelegt, jedoch in keinem formellen Gesetz.  

Der Wert der Einzelgenehmigungen für den Export von Rüstungs-

gütern aus Deutschland von 2011 bis 2022 und im ersten Halbjahr 

2023 ist in Abbildung 3 als Säulendiagramm dargestellt. Die Grafik 

wurde anhand der Werte der jährlichen Rüstungsexportberichte der 

                                                 
74 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
75 Vgl. Keul, ZRP 2018, S. 155. 
76 Vgl. Niebank, GSZ 2019, S. 145 (148). 
77 Vgl. Steiner/Regis/Konopatzki, in: Das Erste, Rüstungsexporte nach Saudi-Ara-

bien: Öl statt Menschenrechte?, <https://www1.wdr.de/daserste/monitor/sen-

dungen/waffen-saudi-arabien-menschenrechte-100.html> (Stand: 01.08.2023). 
78 Vgl. Zacharakis, in: Zeit Online, Bundesregierung genehmigt Rüstungsexporte 

an Saudi-Arabien, <https://www.zeit.de/politik/2023-07/waffenlieferungen-bu 

ndesregierung-saudi-arabien-ruestungsbeschraenkungen> (Stand: 01.08.2023). 
79 Vgl. Keul, ZRP 2018, S. 155. 
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Bundesregierung80 erstellt. Jährlich wird zwischen den Ausfuhrwer-

ten an Drittländer, NATO-/ NATO-gleichgestellte Länder und EU-

Mitgliedstaaten unterschieden. Dies soll der Verdeutlichung dienen, 

ob die Bundesregierung eine restriktive Rüstungspolitik ausübt, in-

dem die Rüstungsexporte an Drittländer niedriger als die an EU-Mit-

gliedstaaten, NATO- und NATO-gleichgestellte Länder sind. 

 

 

Abbildung 3: Wert der Einzelgenehmigungen für den Export von Rüstungsgü-

tern aus Deutschland von 2011 bis 2022 und im 1. Halbjahr 2023 

(eigene Darstellung) 

 

In Abbildung 3 ist erkennbar, dass die Bundesregierung die Werte 

der Ausfuhrgenehmigungen von 2011 bis 2013 mit leichten Schwan-

kungen moderat gehalten hat. Der Wert der Rüstungsexporte an 

Drittländer ist kontinuierlich angestiegen. Im Jahr 2014 erreichte der 

Wert der Ausfuhrgenehmigungen mit 3,97 Mrd. € den niedrigsten 

Stand dieser Übersicht; die Exporte an alle Ländergruppen sind ge-

sunken. 2015 stieg der Wert auf den bis dato höchsten Stand von 

7,86 Mrd. €. Von den Rüstungsgütern gingen 41 % an privilegierte 

Länder; das Vereinigte Königreich erhielt den höchsten Wert.81 Der 

                                                 
80 Vgl. BMWK, Rüstungsexportbericht 2021, S. 26, <https://www.bmwk.de/Re-

daktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-2021.pdf? 

__blob=publicationFile&amp;v=6> (Stand: 01.08.2023); BMWK, Rüstungsex-

portpolitik der Bundesregierung im Jahr 2022, <https://www.bmwk.de/Redak-

tion/DE/Pressemitteilungen/2023/01/20230104-ruestungsexportpolitik-der-bu 

ndesregierung-im-jahr-2022-partnerlaender-und-ukraine-sind-schwerpunkt-de 

utscher-ruestungsexporte-in-2021.html> (Stand: 01.08.2023); BMWK, Rüs-

tungsexportgenehmigungen im ersten Halbjahr 2023: 90 % des Gesamtgeneh-

migungswertes betreffen enge Partnerländer – Hauptempfänger ist die Ukraine, 

<https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/07/20230704-

ruestungsexportgenehmigungen-im-ersten-halbjahr-2023.html> (Stand: 

01.08.2023). 
81 Vgl. BMWE, Rüstungsexportbericht 2015, S. 6, <https://www.bmwk.de/Redak-

tion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-2015.pdf?__b 

lob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
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Export an Drittländer betrug 59 %; hiervon erhielt Katar den größten 

Anteil.82 In den Jahren 2016 bis 2018 sanken die Rüstungsexporte 

kontinuierlich. Dieser Trend wurde 2019 mit einem neuen Höchst-

wert von 8,01 Mrd. € Genehmigungsvolumen abgeschwächt. Der 

kurzfristige Rückgang und anschließende sprunghafte Anstieg lag 

am Antragsstau durch die langwierige Regierungsbildung.83 Positiv 

zu bewerten ist, dass die Drittlandsexporte geringer als die privile-

gierten Exporte ausfielen.84 Im Jahr 2020 reduzierte sich das Geneh-

migungsvolumen erneut deutlich. 

Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag eine restriktive Rüs-

tungspolitik vereinbart.85 Dennoch ist der Wert der Ausfuhrgeneh-

migungen 2021 mit 9,35 Mrd. € der höchste Wert im 

Aufzeichnungszeitraum. Die Rüstungsexporte an Drittländer über-

steigen die privilegierten Rüstungsexporte und sogar die gesamten 

Rüstungsexporte des Vorjahres. Damit hat die Bundesregierung ihre 

Vorgabe der restriktiven Rüstungspolitik nicht eingehalten. Im Jahr 

2022 sind die Ausfuhrgenehmigungen um etwa eine Mrd. € gesun-

ken, sodass der Versuch der Zieleinhaltung durch die Senkung der 

Drittlandsexporte erkennbar ist. Staatssekretär Sven Giegold sprach 

sich weiterhin für eine restriktive Rüstungspolitik im Jahr 2023 

aus.86 Der Wert der Genehmigungen für das erste Halbjahr 2023 

könnte jedoch verhängnisvoll werden. Bei Hochrechnung der Ge-

nehmigungserteilung würde der Wert für 2023 mit 10,44 Mrd. € bei 

einem neuen Höchstwert liegen. Damit wären die Drittlandsexporte 

deutlich gestiegen und das Ziel der restriktiven Rüstungspolitik er-

neut verfehlt. Durch die gesetzliche Verankerung der restriktiven 

Rüstungspolitik könnten Rüstungsexporte verbindlich begrenzt und 

geringgehalten werden. 

                                                 
82 Vgl. BMWE, Rüstungsexportbericht 2015, S. 23, <https://www.bmwk.de/Re-

daktion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-2015.pdf? 

__b lob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
83 Vgl. Zeit Online, Rekordhoch an Genehmigungen für Rüstungsexporte, 

<https://www.zeit.de/politik/deutschland/2020-01/bundesregierung-ruestungs-

exporte-rekord-katja-keul> (Stand: 02.08.2023). 
84 Vgl. BMWE, Rüstungsexportbericht 2019, S. 8, <https://www.bmwk.de/Redak-

tion/DE/Publikationen/Aussenwirtschaft/ruestungsexportbericht-2019.pdf?__ 

blob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
85 Vgl. SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für 

Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 

146, <https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c 

60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1> 

(Stand: 01.08.2023). 
86 Vgl. BMWK, Rüstungsexportgenehmigungen im ersten Quartal 2023, <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Pressemitteilungen/2023/04/230403-ruestungs-

exportgenehmigungen-im-ersten-quartal-2023.html> (Stand: 01.08.2023). 
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Die oben genannten Gründe offenbaren die aktuelle Gesetzeslücke 

der deutschen Rüstungsexportkontrolle. Sie führen zu Intransparenz 

und Missverständnis auf der Seite der Exporteure und zu Rechtferti-

gungsdruck bei der Ermessensausübung in der Genehmigungsent-

scheidung seitens der Bundesregierung. Der Achtung der 

Menschenrechte und der restriktiven Rüstungspolitik wird unzu-

reichende Beachtung geschenkt, wodurch sie trivial wirken. Daher 

ist die Einführung eines REKG, welches sämtliche Gesetzeslücken 

schließen soll, notwendig.  

 

D. Das geplante REKG 

Das REKG befindet sich derzeit noch im Entstehungsprozess. An 

dieser Stelle wird der historische Hintergrund bis zum Entwurf des 

Eckpunktepapiers kurz dargelegt. Anschließend werden die Zielset-

zung und die bisher bekannten Inhalte des REKG aufgeführt. 

 

I. Hintergrund und aktueller Stand 

Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert seit Längerem die 

Schaffung eines REKG. Katja Keul hat das Gesetz bereits bei den 

kontrovers diskutierten Panzerlieferungen an Saudi-Arabien im 

Sommer 2011 aufgeworfen.87 Bündnis 90/Die Grünen hat 2018 den 

Antrag auf Vorlage eines REKG im Deutschen Bundestag gestellt.88 

Dieses Vorhaben wurde jedoch abgelehnt.89 

Mit dem Gesetzesentwurf für ein REKG von Greenpeace aus 2021 

(GP-Entwurf)90 wurde das Thema für die Bundesregierung erneut 

präsent. Greenpeace forderte vorrangig keinen Anspruch auf die Ge-

nehmigungserteilung für Rüstungsgüter, eine zusätzliche Genehmi-

gungspflicht bei Rüstungsexporten nach dem REKG, die Versagung 

von Genehmigungen über Rüstungsexporte in privilegierte Länder 

und die Einführung eines Verbandklagerechts, vgl. §§ 4, 9, 15, 21 

GP-Entwurf. Der Grundgedanke des GP-Entwurfs bezweckt also die 

generelle Unterbindung von Rüstungsexporten.91 Dieser Entwurf 

                                                 
87 Vgl. Winkler, AW-Prax Service-Guide 2023, S. 31 (31). 
88 Vgl. Ein Rüstungsexportkontrollgesetz endlich vorlegen, Deutscher Bundestag, 

Drs. 19/1849, S. 2. 
89 Vgl. Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 19/62 vom 9. November 2018, S. 

7133. 
90 Greenpeace e. V., Rüstungsexportkontrollgesetz. Gesetzesentwurf über ein ein-

heitliches Verfahren, bindende Grundsätze und die Kontrolle über den Export 

von Rüstungsgütern, <https://www.greenpeace.de/publikationen/2021-05-

05_greepeace_ruestungsgueter_gesetzentwurf.pdf> (Stand: 01.08.2023). 
91 Vgl. Redaktion, AW-Prax Newsticker 2020, S. 77 (78). 
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wurde von der Bundesregierung kritisiert und ist derart nicht um-

setzbar.92 

Das REKG wird durch die Bundesregierung seit Januar 2022 voran-

getrieben. Zunächst wurde bis Oktober 2022 der Entwurf der Eck-

punkte als Grundlage für das Gesetz entwickelt. Zur Erarbeitung der 

Eckpunkte gab es Konsultationen mit Bürgern, Vereinigungen, Ver-

bänden und Wirtschaftsakteuren, die ihre Erwartungen an das REKG 

äußern konnten.93 Diese Stellungnahmen wurden bei der Erstellung 

der Eckpunkte berücksichtigt. Anschließend wird der Referentenent-

wurf erarbeitet, diskutiert und zu einem Gesetzesentwurf entwickelt, 

der das reguläre Gesetzgebungsverfahren durchlaufen wird.94 Dieser 

Schaffensprozess wird noch einige Zeit in Anspruch nehmen. 

 

II. Zielsetzung 

Die Bundesregierung hat in ihrem Koalitionsvertrag festgelegt, dass 

sie „den Gemeinsamen Standpunkt der EU mit seinen acht Kriterien 

sowie die Politischen Grundsätze der Bundesregierung [...] und die 

Ausweitung von Post-Shipment-Kontrollen“95 gesetzlich verankern 

wird. Hierdurch soll die Transparenz der Genehmigungsentschei-

dungen erhöht werden und eine gesetzliche Grundlage im Bereich 

der Rüstungsexportkontrolle geschaffen werden.96  

Die Kriterien für Rüstungsexportentscheidungen der Bundesregie-

rung sowie dazugehörige Verfahrensfragen werden somit erstmals 

gesetzlich normiert, wodurch eine rechtlich verbindliche Grundlage 

für die restriktive und transparente Rüstungsexportpolitik festge-

schrieben wird.97 Mit dieser gesetzlichen Verankerung soll das 

REKG die nationalen Vorschriften AWG, AWV und KWKG als ei-

genständiges Gesetz ergänzen.98 Somit findet es auf sonstige Rüs-

tungsgüter und Kriegswaffen Anwendung. 

                                                 
92 Vgl. Winkler, AW-Prax Service-Guide 2023, S. 31 (31). 
93 Vgl. BMWK, Erarbeitung eines Rüstungsexportkontrollgesetzes, <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Artikel/Service/Gesetzesvorhaben/erarbeitung-

eines-rustungsexportkontrollgesetzes.html> (Stand: 01.08.2023). 
94 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
95 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Mehr Fortschritt wagen. Bündnis für Frei-

heit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit. Koalitionsvertrag 2021-2025, S. 146, 

<https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c605 

05b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1> 

(Stand: 01.08.2023). 
96 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
97 Vgl. BMWK, Das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 1, <https://www.bmwk.de/ 

Redaktion/DE/Downloads/P-R/ruestungsexportkontrollgesetz.pdf?__blob=pu 

blicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
98 Vgl. Pottmeyer, Der Zoll-Profi 2023, S. 4 (4). 
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Durch die Berücksichtigung von außen- und sicherheitspolitischen 

Anforderungen an die Rüstungsexportpolitik wählte die Bundesre-

gierung das Motto „Verbindlichkeit, Restriktivität, Transparenz und 

Europa“99 für das REKG. Es soll verbindliche Regelungen für die 

Genehmigungserteilung schaffen, wodurch das Genehmigungsver-

fahren transparenter zu werden scheint. Die restriktive Rüstungspo-

litik wird hierdurch simpler umzusetzen. Durch das Anstreben einer 

europäischen Lösung bezweckt das nationale REKG mehr Zusam-

menhalt bei der Rüstungsexportkontrolle. Damit wird die Beschrän-

kung und Verhinderung der Weitergabe von Rüstungsgütern 

konkretisiert.100 

 

III. Eckpunkte der Bundesregierung 

Der Entwurf des Eckpunktepapiers der Bundesregierung umfasst 

primär einen Kriterienkatalog für Rüstungsexportentscheidungen. 

Konkret werden folgende Grundsätze verankert:101 

Die Ausfuhranträge sollen mithilfe eines Kriterienkatalogs unter Er-

messensausübung der Bundesregierung maßgeblich und verbindlich 

bewertet werden. Der Kriterienkatalog umfasst sowohl die acht Kri-

terien des GS als auch die PGB. Das Kriterium der Achtung der 

Menschenrechte und des humanitären Völkerrechtes durch das Be-

stimmungsland wird um die Lage der Frauen und Mädchen sowie 

marginalisierte Gruppen erweitert. Bei einem hinreichenden Ver-

dacht der Missachtung von Menschenrechten, Demokratie oder 

Rechtsstaatlichkeit werden Ausfuhrgenehmigungen nicht erteilt. 

Außerdem sorgen Regelbeispiele für die Genehmigungsablehnung 

bei fortdauernder angespannter Menschenrechtslage und systemati-

scher Menschenrechtsverletzung im Bestimmungsland.102 

Weiterhin werden Exporte von Rüstungsgütern und Kriegswaffen in 

EU-Mitgliedstaaten, NATO-Länder und NATO-gleichgestellte Län-

der privilegiert. Die Länder Chile, Singapur, Südkorea und Uruguay 

sollen ebenfalls in den Länderkreis integriert werden. Bei Exporten 

von Rüstungsgütern und Kriegswaffen in Drittländer wird eine rest-

riktive Rüstungsexportkontrollpolitik angestrebt. Genehmigungen 

                                                 
99 BMWK, Das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 1, <https://www.bmwk.de/Re-

daktion/DE/Downloads/P-R/ruestungsexportkontrollgesetz.pdf?__blob=publi-

cationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
100 Vgl. Altmann, Außenwirtschaft für Unternehmen, S. 600. 
101 Aus Darstellungsgründen beziehen sich die Fußnoten am Ende eines jeweiligen 

Absatzes in diesem Teilkapitel jeweils auf den gesamten Absatz. 
102 Vgl. BMWK, Eckpunkte für das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 1 f., <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/eckpunkte-ruestungsexportko 

ntrollgesetz-entwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
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erfolgen nur bei vorhandenen „besondere[n] außen- und sicherheits-

politische[n] Interessen für eine zu erteilende Genehmigung“103. 

Der Grundsatz der Einzelfallentscheidung bleibt aufgrund der prak-

tikablen Umsetzbarkeit erhalten. Überdies kann die Bundesregie-

rung für einzelne Endbestimmungsländer eine generelle 

Genehmigungsfähigkeit oder Ablehnungsvermutung festlegen.104  

Mithilfe der gesetzlichen Verankerung von Post-Shipment-Kontrol-

len (PSK) soll die Einhaltung der Endverbleibserklärungen kontrol-

liert werden. PSK dienen somit der Überprüfung, ob die gelieferten 

Kriegswaffen beim Endverwender vorhanden sind und gelten so-

wohl für Drittländer als auch für privilegierte Staaten. Eine Melde-

stelle für Waffen, die im Ausland unbefugt weitergeleitet wurden 

oder abhandengekommen sind, soll beim BAFA eingerichtet wer-

den. Dazu wird es mit weiteren Sach- und Personalmitteln ausgestat-

tet.105 

Das REKG differenziert ebenfalls zwischen sonstigen Rüstungsgü-

tern und Kriegswaffen. Exporteure haben auf die Genehmigungser-

teilung für den Export von Kriegswaffen keinen Anspruch und 

erteilte Genehmigungen können jederzeit widerrufen werden. Für 

die Ausfuhr von sonstigen Rüstungsgütern gilt der Grundsatz der 

Außenwirtschaftsfreiheit. Allerdings ist für den Anspruch auf den 

Rüstungsexport nicht die technische Einstufung als sonstiges Rüs-

tungsgut maßgeblich, sondern die „neu gefassten, verbindlichen Kri-

terien und die außen- und sicherheitspolitische Bewertung der 

Bundesregierung“106. Durch den Kriterienkatalog werden auch Rüs-

tungsgüter, die technisch gesehen weniger militärisch relevant wir-

ken, abhängig von dem konkreten Endverwender und der konkreten 

Endverwendung, Exportbeschränkungen unterliegen. Des Weiteren 

wird die Kriegswaffenliste überarbeitet und aktualisiert.107 

Die bisherige doppelte Genehmigungserfordernis beim Export von 

Kriegswaffen entfällt mit der Einführung des REKG. Aus Gründen 

der Verringerung des Bürokratieaufwands und der Verfahrensver-

einfachung wird künftig eine gemeinsame Genehmigung mit sog. 

Konzentrationswirkung ausgestellt.108 

                                                 
103 BMWK, Eckpunkte für das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 2, <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/eckpunkte-ruestungsexportko 

ntrollgesetz-entwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
104 Vgl. ebenda, S. 3. 
105 Vgl. ebenda, S. 4, 10. 
106 Ebenda, S. 5. 
107 Vgl. ebenda.  
108 Vgl. ebenda, S. 6. 
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Künftig ist die Bundesregierung verpflichtet, die Ausschüsse des 

Deutschen Bundestags über abschließende Genehmigungsentschei-

dungen von Kriegswaffenexporten an Drittländer zu unterrichten. 

Um die Rüstungsexportkontrolle transparenter zu gestalten, wird die 

Veröffentlichung aller Genehmigungsdaten in einer recherchierba-

ren Datenbank vorgesehen. Außerdem sollen weitere regelmäßige 

Zwischenberichte veröffentlicht werden.109 

Darüber hinaus wird der Opferschutz durch die zivilrechtliche Haf-

tung gestärkt. Bei Gesetzesverstößen greift für die exportierenden 

Unternehmen die Schadensersatzpflicht. Zugleich werden die Straf-

tatbestände des KWKG überarbeitet und erweitert. Es soll außerdem 

das Nebenklagerecht eingeführt werden, womit sich betroffene 

Dritte am Strafprozess als Nebenkläger beteiligen können.110 

Die Bundesregierung setzt sich für eine stärkere Zusammenarbeit im 

Rahmen der GASP ein und verankert daher die Schaffung einer EU-

Rüstungsexportverordnung. Außerdem sollen vertragliche Abkom-

men mit Partnern und angestrebte Gemeinschaftsprojekte intensi-

viert werden.111 

Der Re-Exportvorbehalt beinhaltet die Zustimmung der Bundesre-

gierung für Rüstungsgüter, die an EU-/ NATO- und NATO-gleich-

gestellten Ländern geliefert und anschließend an Drittländer 

exportiert werden. Bei einem Wert der zugelieferten Güter unter 

100.000 € entfällt die Zustimmungserfordernis. Von dieser De-Mi-

nimes-Regelung sind Handfeuerwaffen, Technologien und Software 

sowie alle Kriegswaffen ausgeschlossen.112 

Bei der Genehmigungserteilung von Rüstungsexporten ist die Zu-

verlässigkeit der Exporteure substanzieller Bestandteil. Demzufolge 

schließen tatschliche Anhaltspunkte für Korruptionsverstöße oder 

fehlende Zuverlässigkeit die Genehmigungserteilung aus.113 

 

E. Auswertung der Eckpunkte 

Die Einführung eines neuen Gesetzes birgt sowohl Chancen als auch 

Risiken.114 Fraglich ist, inwiefern das geplante REKG eine 

                                                 
109 BMWK, Eckpunkte für das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 6 f., <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/eckpunkte-ruestungsexportko 

ntrollgesetz-entwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
110 Vgl. ebenda, S. 7 f. 
111 Vgl. ebenda, S. 8 f. 
112 Vgl. ebenda, S. 9. 
113 Vgl. ebenda, S. 10. 
114 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
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Veränderung der Rüstungsexportkontrolle darstellt und ob diese po-

sitiv oder negativ zu bewerten ist. 

 

I. Erfüllung der Zielsetzung 

Das REKG müsste laut Zielsetzung für mehr Verbindlichkeit, Rest-

riktion, Transparenz und europäische Zusammenarbeit sorgen.115 

Durch das geplante REKG werden die PGB erstmalig gesetzlich ver-

ankert. Somit wird die bisherige Ermessensentscheidung der Bun-

desregierung verbindlich in einem formellen Gesetz normiert und 

führt zu radikaleren Genehmigungsentscheidungen durch eine deut-

lich beschränktere Genehmigungspraxis.116 Damit wird die restrik-

tive Rüstungspolitik essenziell bei der Genehmigungserteilung. Der 

Kriterienkatalog des REKG ist explizit weitergefasst als der jetzige 

in den PGB und bezieht auch aktiv die Menschenrechtslage im Be-

stimmungsland ein. Somit wird eine transparente Entscheidungs-

grundlage für die Genehmigungserteilung geschaffen. Außerdem 

wird jede Genehmigungsentscheidung bei Kriegswaffen begründet, 

wodurch sie nachvollziehbar ist und nicht arbiträr wirkt. Überdies 

wird die europäische Zusammenarbeit durch Partnerprojekte und 

eine EU-Rüstungsexportverordnung gestärkt.  

Die erarbeiteten Eckpunkte sorgen folglich nachvollziehbar für mehr 

Verbindlichkeit, Restriktion, Transparenz und europäische Zusam-

menarbeit. Demnach erfüllen sie die Zielsetzung des REKG. 

 

II. Auswirkungen 

Ferner ist darzulegen, inwiefern sich die Eckpunkte des REKG auf 

die Rüstungsexportkontrolle auswirken. Die Auswirkungen werden 

anhand des Genehmigungsprozesses, des Umgangs mit Rüstungsex-

porten und der Arbeit der Zollbehörden erörtert. 

 

1. Der Genehmigungsprozess 

Der Genehmigungsprozess bei Rüstungsexporten wird sich mit der 

Gesetzeseinführung des REKG verändern. Dieser ist anhand der der-

zeitig bekannten Eckpunkte in Abbildung 4 dargestellt. 

 

                                                 
115 Vgl. BMWK, Eckpunkte für das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 1, <https:// 

www.bmwk.de/Redaktion/DE/Downloads/P-R/eckpunkte-ruestungsexportko 

ntrollgesetz-entwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
116 Vgl. Winkler, AW-Prax Service-Guide 2023, S. 31 (32). 
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Abbildung 4: Der Genehmigungsprozess bei Rüstungsexporten nach dem REKG 

(eigene Darstellung) 

 

Weiterhin bleibt die Zuständigkeit für Genehmigungen sonstiger 

Rüstungsgüter beim BAFA und für Genehmigungen von Kriegswaf-

fenexporten beim BMWK. Durch die Ausweitung der Kriegswaf-

fenliste werden künftig mehr Genehmigungsentscheidungen über 

Kriegswaffenexporte durch das BMWK gefällt. 

Die Prüfung der Genehmigungserteilung erfolgt nun anhand des er-

weiterten Kriterienkatalogs des REKG, wodurch der Ermessens-

spielraum reduziert wird. Die Genehmigungs- und 

Untersagungskriterien werden durch die Überführung in das REKG 

konkretisiert und überlagern die Selbstbindung der Verwaltung.117  

Durch die Erhaltung der Einzelfallprüfung kann die Bundesregie-

rung auf sich spontan ändernde Umstände reagieren. Das REKG re-

guliert nicht jeden Einzelfall, sondern stellt Grundsätze dar, die eine 

verbindliche Entscheidungsfindung ermöglichen. 

Exporteure profitieren durch das REKG zusätzlich durch Rechtssi-

cherheit und Planungssicherheit. Sie können sich anhand der gesetz-

lich festgelegten Kriterien und durch die Begründungspflicht auf 

eine ordnungsgemäße Rechtsausübung bei der Genehmigungsent-

scheidung berufen und sind nicht vom Ermessensspielraum der PGB 

abhängig. Zudem können sie die Entscheidung der Bundesregierung 

                                                 
117 Vgl. Niebank, GSZ 2019, S. 145 (148). 
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durch die festgelegten Kriterien größtenteils vorhersehen und somit 

Planungssicherheit bei der Ausfuhr erlangen. 

Die Genehmigung nach dem AWG wird bei Einhaltung der Kriterien 

weiterhin durch das BAFA ausgestellt. Bei der Ausfuhr von Kriegs-

waffen wird nach erfolgreicher Prüfung die gemeinsame Genehmi-

gung mit sog. Konzentrationswirkung vom BMWK erteilt. Damit 

wird durch den Bürokratieabbau in einem Genehmigungsverfahren 

über die Genehmigungserteilung entschieden.118 Es entfällt die Be-

antragung der nachgelagerten Genehmigung nach dem AWG, so-

dass Exporteure von einer kürzeren Bearbeitungszeit profitieren.119  

Im Anschluss an die Entscheidung muss das Ergebnis durch das 

BMWK bei Kriegswaffenexporten an Drittländer dem Deutschen 

Bundestag mitgeteilt werden. Die jeweiligen Ausschüsse befassen 

sich mit der getroffenen Entscheidung und bei Bedarf wird diese 

vom BMWK mündlich erläutert. Dadurch reduziert sich der Rechts-

fertigungsdruck der Bundesregierung.120 

 

2. Umgang mit Rüstungsexporten 

Die Gesetzeseinführung bewirkt sämtliche Auswirkungen auf den 

Umgang mit Rüstungsexporten.  

Bei Rüstungsexporten sind verstärkt die Menschenrechte im Bestim-

mungsland zu berücksichtigen. Hierdurch wird bei Nichteinhaltung 

der Menschenrechte im Bestimmungsland eine weitere Zuspitzung 

der angespannten Lage abgewendet, indem die Genehmigung abge-

lehnt wird und keine Rüstungsexporte an das Land erfolgen. 

Durch die Erweiterung des privilegierten Länderkreises erhalten 

weitere Bestimmungsländer vereinfachten Zugang zu Rüstungsgü-

tern aus Deutschland. Da es sich hierbei um „besonders strategisch 

wichtige und gleichgesinnte Partner [...], die für die Einhaltung der 

regelbasierten internationalen Ordnung stehen“121 handelt, scheint 

der Export an diese Länder ungefährlich. Dennoch ist im Hinblick 

auf die generelle Gefahr, die von Rüstungsgütern ausgeht, zu beach-

ten, dass jeder Export von Rüstungsgütern die weltweite Militarisie-

rung begünstigt und ausgenutzt werden könnte. 

                                                 
118 Vgl. Pottmeyer, Der Zoll-Profi 2023, S. 4 (5). 
119 Vgl. BMWK, Das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 3, <https://www.bmwk.de/ 

Redaktion/DE/Downloads/P-R/ruestungsexportkontrollgesetz.pdf?__blob=pu 

blicationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
120 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
121 BMWK, Das Rüstungsexportkontrollgesetz, S. 3, <https://www.bmwk.de/Re-

daktion/DE/Downloads/P-R/ruestungsexportkontrollgesetz.pdf?__blob=publi 

cationFile&v=1> (Stand: 01.08.2023). 
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Durch die Differenzierung zwischen Rüstungsgütern und Kriegs-

waffen sind strengere Regelungen bei Kriegswaffenexporten einzu-

halten. Mit der Erweiterung der Kriegswaffenliste sind einige 

derzeitige Rüstungsgüter künftig als Kriegswaffen anzusehen. Dies 

fördert die Erreichung einer restriktiveren Rüstungspolitik.  

Derzeit ist eine regelmäßige Endverbleibskontrolle für Rüstungsgü-

ter nicht normiert. Sie ist erforderlich, um sicherzustellen, dass die 

Güter nach der Ausfuhr im Bestimmungsland nicht an Empfänger 

gelangen, die diese zu unerlaubten Zwecken nutzen.122 Bei Kenntnis 

der Bundesregierung über eine illegale Nutzung wäre die Genehmi-

gung nicht erteilt worden. Mit der Ausweitung der PSK wird die 

Endverbleibskontrolle gewährleistet und gleichzeitig ausgeweitet. 

Durch die Meldestelle für Waffen beim BAFA soll die unbefugte 

Weiterleitung überwacht werden.  

Mithilfe des Opferschutzes können Exporteure, die sich nicht an die 

Vorschriften halten, künftig in Verantwortung genommen werden, 

sodass Opfer einen Ausgleich für den erhaltenen Schaden erlangen. 

Abermals wird hierdurch die Lage im Bestimmungsland konkreter 

an die Rüstungsexportgenehmigung gebunden. 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, auch gemeinschaftliche Rüs-

tungsexporte dezidierter zu behandeln. Daher wird durch die EU-

Rüstungsexportverordnung eine stärkere Zusammenarbeit bei ge-

meinsamen Projekten angestrebt. Bündnisse und Kooperationen sind 

in der derzeit angespannten Weltlage wesentlich und müssen weiter 

ausgebaut werden.123 Hierbei ist auch der Re-Exportvorbehalt be-

deutend, da er Partnerländern den Export der Rüstungsgüter ohne 

deutsche Genehmigung erschwert. Eine unerlaubte Weiterbeförde-

rung wird demnach verhindert.  

Durch die Aufnahme der Zuverlässigkeit im REKG wird dieses 

Merkmal der PGB gesetzlich verankert und durch die Annahme der 

Unzuverlässigkeit bei Korruption maßgeblich erweitert. Dies führt 

bei bekannt gewordener Korruption des exportierenden Unterneh-

mens zur Untersagung der Genehmigung. Somit geraten die Aus-

fuhrverantwortlichen in den Fokus. 

 

3. Arbeit der Zollbehörden 

Die Zollbehörden kontrollieren bei der Ausfuhrabfertigung und bei 

der Außenwirtschaftsprüfung die Einhaltung der Vorschriften sowie 

                                                 
122 Vgl. Keul, ZRP 2018, S. 155. 
123 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (448). 
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vorhandene Antragserfordernisse.124 Den mit der Ausfuhrabferti-

gung betrauten Zollbehörden obliegt die Durchsetzung handelspoli-

tischer Maßnahmen, vgl. Art. 267 Abs. 3 lit. e) UZK125 i.V.m. § 1 

Abs. 3 ZollVG126. Zunächst muss der Exporteur die Ausfuhr der 

Rüstungsgüter anmelden, vgl. Art. 263 Abs. 1 UZK i.V.m. § 23 Abs. 

2 AWV. Bei der Ausfuhrabfertigung prüft die Ausfuhrzollstelle, ob 

die Voraussetzungen für die Ausfuhr vorliegen. Dies inkludiert das 

Vorhandensein aller erforderlichen Unterlagen sowie der Genehmi-

gungen.127 Mit der Einführung des REKG benötigen Kriegswaffen-

exporte nur die gemeinsame Genehmigung mit sog. 

Konzentrationswirkung. Die Zollbehörden überprüfen diese Geneh-

migung auf ihre Richtigkeit. Dies stellt eine Zeit- und Arbeitseinspa-

rung seitens der Zollbehörden dar. Anschließend wird die 

Ausfuhranmeldung angenommen und die Waren werden zur Aus-

fuhr überlassen.  

Die Ausgangszollstelle, die gemäß Art. 329 Abs. 1 UZK-IA128 an 

der EU-Grenze zum Drittland liegt, überwacht die tatsächliche Aus-

fuhr aus dem Zollgebiet der Union. Sie überprüft die Einhaltung des 

Ausfuhrverfahrens, indem sie die ordnungsgemäße Abfertigung bei 

der Ausfuhrzollstelle kontrolliert.129 Durch die gemeinsame Geneh-

migung mit sog. Konzentrationswirkung hat die Ausgangszollstelle 

ebenfalls weniger Prüfaufwand und die Ausfuhr wird beschleunigt. 

Somit wird die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

Rüstungsindustrie erhöht. 

Der Prüfungsdienst des Sachgebietes D überprüft regelmäßig in der 

nachgelagerten Außenwirtschaftsprüfung, „ob das Unternehmen die 

außenwirtschaftsrechtlichen Pflichten bei der Ausfuhr [...] eingehal-

ten hat“130. Auch diese Prüfung wird durch die konzentrierte Geneh-

migung zeitlich geringer. Bei der Prüfung von Exporten sonstiger 

Rüstungsgüter ändert sich das Prüfverfahren nicht, da die bisherige 

Ausfuhrgenehmigung weiterhin maßgebend ist. 

                                                 
124 Vgl. Weith/Wegner/Ehrlich, Grundzüge der Exportkontrolle, Kap. F Rn. 116. 
125 Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union (ABl. L 269 

vom 10.10.2013, S. 1), Neufassung. 
126 Zollverwaltungsgesetz vom 21. Dezember 1992 (BGBl. I 1992, 2125; 1993, 

2493), zuletzt geändert durch Art. 6 Abs. 6 G vom 5.7.2021 I 2274. 
127 Vgl. Pietsch, in: BAFA, Praxis der Exportkontrolle, S. 118. 
128 Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. Novem-

ber 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung 

(EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung 

des Zollkodex der Union (ABl. L 343 vom 29.12. 2015, S. 558). 
129 Vgl. Altmann, Außenwirtschaft für Unternehmen, S. 434. 
130 Ricke, in: Ehlers/Wolffgang, Recht der Exportkontrolle, S. 295. 
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III. Kritik 

Das geplante REKG weist sowohl positive als auch negative As-

pekte auf. Diese werden folgend kritisch dargelegt. 

Durch den verminderten Rechtfertigungsdruck bei der Genehmi-

gungsentscheidung wird das REKG als Gefahr für Rüstungsexporte 

erachtet.131 Durch die erweiterten Kriterien werden gemeinschaftli-

che Rüstungsexporte zunehmend erschwert.132 Es wäre erstrebens-

werter, den Entscheidungsspielraum zu erhalten, um individuelle 

Entscheidungen zu treffen, diese mit Partnern abzustimmen und um 

die Harmonisierung der Rüstungsexportpolitik weiter anzustre-

ben.133 Das REKG muss im Einklang mit der Bündnis- und Koope-

rationsfähigkeit Deutschlands stehen und diese könnte durch die 

strengen Regulierungen gefährdet sein.134 Jedoch sind die aktuellen 

Regelungen aufgrund der Gesetzeslücke mangelhaft und daher ist 

die Verminderung des Rechtfertigungsdrucks vertretbar. 

Durch das REKG werden erstmalig die Kriterien des GS und der 

PGB in ein nationales Gesetz verankert. Außerdem werden mit der 

Ausweitung der PSK, der Ablehnungsvermutung, der Berücksichti-

gung von Korruption, dem Opferschutz und der intensiven Beach-

tung der Menschenrechte weitere Aspekte fokussiert, die in der 

Zeitenwende vermehrt Relevanz aufweisen. Die Einbeziehung die-

ser Aspekte ist lobenswert und zeitgemäß.135  

Einige inhaltliche Aspekte sind hingegen kritisch anzusehen. Die Er-

weiterung des privilegierten Länderkreises ist fragwürdig, da die ge-

nauen Kriterien für die Aufnahme der Länder im REKG nicht 

genannt werden. Explizit ist die Aufnahme Singapurs aufgrund des 

fehlenden Beitritts zu zentralen völkerrechtlichen Menschenrechts-

verträgen zu beanstanden, da das Kriterium eines gleichgesinnten 

Partners hierdurch nicht erfüllt ist.136  

Auch die Transparenz der Genehmigungserteilung ist strittig. Da nur 

Genehmigungsentscheidungen bei Kriegswaffenexporten an Dritt-

länder begründet werden müssen, werden Exporte sonstiger 

                                                 
131 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
132 Vgl. Deutscher Bundestag, Plenarprotokoll 20/100 vom 27. April 2023, S. 

12153. 
133 Vgl. Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (446). 
134 Vgl. Safarik, AW-Prax 2022, S. 429. 
135 Vgl. GKKE, Rüstungsexportbericht 2022 der GKKE. Vorgelegt von der 

GKKE-Fachgruppe Rüstungsexporte, S. 72 f., <https://www.gkke.org/wp-cont 

ent/uploads/2022/12/GKKE-71-REB-2022-Presseversion-1.pdf> (Stand:  

01.08.2023). 
136 Vgl. ebenda, S. 73. 
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Rüstungsgüter weiterhin intransparent genehmigt oder untersagt.137 

Die Begründung der Exportentscheidungen nach dem AWG wäre 

erforderlich, um die Rüstungsexportkontrolle insgesamt transparent 

zu gestalten. 

Im Widerspruch zur restriktiven Rüstungspolitik stehen die ange-

strebte EU-Rüstungsexportverordnung und europäischen Kooperati-

onsvorhaben. Europäische Kooperationen, wie die Fertigung des 

Eurofighters, sind erstrebenswert und kostensparend, allerdings kön-

nen sie dem deutschen Rüstungsexportkontrollrecht entgegenstehen. 

Daher ist ein Veto-Recht bei Gemeinschaftsprojekten anzustreben, 

um dem deutschen Recht ausreichend Beachtung zu schenken.138 Da 

der GS für Nicht-EU-Länder nicht zu beachten ist, kann der Euro-

fighter ansonsten von der Fertigungsstelle in Großbritannien ohne 

Beachtung der hier geltenden Rechtsgrundlagen an Drittländer, wie 

beispielsweise Saudi-Arabien, ausgeführt werden. 

Generell fehlt mit dem Verbandsklagerecht ein wichtiger Punkt im 

Eckpunktepapier. Hierdurch könnten Verbände Rechtsmittel gegen 

Rüstungsexportgenehmigungen einlegen, wodurch der Export für 

die Dauer des Verfahrens durch die aufschiebende Wirkung ge-

hemmt würde.139 Dies ist notwendig, um die Einhaltung der gesetz-

lichen Regeln bei einer umstrittenen Genehmigungsentscheidung 

gerichtlich überprüfen zu lassen und um die Einhaltung der restrik-

tiven Rüstungspolitik zu wahren.140 Ohne das Verbandsklagerecht 

bleibt das REKG ein „zahnloser Tiger“141. Wiederum würde das 

Verbandsklagerecht der Rüstungsindustrie durch die aufschiebende 

Wirkung und der fehlenden Planungssicherheit erheblichen Schaden 

zusetzen und womöglich sogar die Existenz nehmen.142 Aus diesen 

Gründen ist ersichtlich, wieso der Entwurf keine Regelungen zum 

Verbandsklagerecht enthält. Dennoch sollte die Bundesregierung in 

der weiteren Ausarbeitung des REKG eine Möglichkeit zur Einle-

gung von Rechtsmitteln berücksichtigen. Diese könnte 

                                                 
137 Vgl. GKKE, Rüstungsexportbericht 2022 der GKKE. Vorgelegt von der 

GKKE-Fachgruppe Rüstungsexporte, S. 73, <https://www.gkke.org/wp-cont 

ent/uploads/2022/12/GKKE-71-REB-2022-Presseversion-1.pdf> (Stand:  

01.08.2023). 
138 Vgl. ebenda, S. 74 f. 
139 Vgl. Pottmeyer, Der Zoll-Profi 2023, S. 4 (6). 
140 Vgl. Brot für die Welt, Rüstungsexportkontrollgesetz – Eckpunkte nachbes-

sern, <https://www.brot-fuer-die-welt.de/blog/eckpunkte-ruestungsexportkon-

trollgesetz-nachbessern/> (Stand: 01.08.2023). 
141 Terre des hommes, Kindesschutz und Verbandsklagerecht ins neue Rüstungs-

exportkontrollgesetz!, <https://www.tdh.de/public-relations/pressemitteilunge 

n/detaildarstellung/kindesschutz-und-verbandsklagerecht-ins-neue-ruestungs-

exportkontrollgesetz/> (Stand: 01.08.2023). 
142 Vgl. Pottmeyer, Der Zoll-Profi 2023, S. 4 (6). 
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möglicherweise durch die Erweiterung des Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetzes143 eröffnet werden.  

Insgesamt sind im Eckpunktepapier bereits viele positive Aspekte 

enthalten und die ablehnende Haltung gegen ein REKG ist aufgrund 

der derzeitigen Gesetzeslücke unzureichend. Die Kritikpunkte wer-

den im Ausarbeitungsprozess aufgrund der Stellungnahmen durch 

die Wirtschaftsbeteiligten angesprochen und folglich wird es zu in-

haltlichen Regelungsanpassungen kommen. Dies führt dazu, dass 

die Kritik durch die Beachtung der Beanstandungen zunehmend po-

sitiver ausfallen wird. Die Bundesregierung sollte insbesondere den 

Widerspruch der Genehmigungserteilung ermöglichen. Durch die 

aufschiebende Wirkung erscheint das Verbandsklagerecht hierfür 

nicht geeignet zu sein. Eine alternative Lösung ist derzeit noch nicht 

gefunden worden, sie wäre jedoch äußerst wünschenswert. 

 

IV. „Goldstandard“ der Exportkontrolle 

Herr Dr. Wallraff hofft darauf, „mit dem Rüstungsexportkontrollge-

setz einen Goldstandard der Exportkontrolle zu schaffen“144. Auf 

Basis der bisherigen Analyse wird beurteilt, ob das REKG dieser Er-

wartungshaltung gerecht werden kann.  

Der Begriff „Goldstandard“ stammt ursprünglich aus der Finanzpo-

litik und meint die Bindung der Währungen aller teilnehmenden 

Länder in einem festen Wechselkurs an Gold, wodurch die Wech-

selkurse stabil bleiben.145 Auf die Exportkontrolle angewandt, wird 

mit dem Begriff „Goldstandard“ eine festgelegte Rechtsgrundlage 

zur Regelung der Genehmigungserteilung und zur stabilen und be-

währten Ausfuhr von Rüstungsgütern angenommen. Ein „Goldstan-

dard“ stellt daher eine Besserung der derzeitigen Situation dar. 

Die derzeitigen Rechtsgrundlagen der Rüstungsexportkontrolle sind 

nachgewiesenermaßen nicht ausreichend. Fraglich ist, ob das REKG 

die Rüstungsexportkontrolle revolutionieren kann.  

Zum jetzigen Ausarbeitungsstand stellt das Eckpunktepapier noch 

keinen „Goldstandard“ der Exportkontrolle dar, da es sich im Schaf-

fensprozess befindet und noch einige Veränderungen erfahren wird. 

Es weist mit dem konkretisierten Kriterienkatalog und der erweiter-

ten Beachtung der Menschenrechte deutliche Präzisierungen und 

                                                 
143 Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten zur Vermeidung von 

Menschenrechtsverletzungen in Lieferketten vom 16. Juli 2021 (BGBl. I, S. 

2959). 
144 Becker, AW-Prax 2022, S. 445 (448). 
145 Vgl. Dieter, izpb 3/2017, S. 40 (41). 
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Vereinfachungen in der Rüstungsexportkontrolle auf. Jedoch wur-

den auch Schwachstellen, wie ein derzeit fehlendes Verbandsklage-

recht, identifiziert. In der folgenden Zeit wird das Eckpunktepapier 

weiterbearbeitet, bis es im Deutschen Bundestag die erforderliche 

Zustimmung findet und schlussendlich unter Berücksichtigung aller 

Interessen erlassen wird. Es wird die Rüstungsexportpolitik novel-

lieren, das Genehmigungsverfahren durch weitere Regulierungen 

verändern und es folglich transparenter gestalten. Daher ist zu erwar-

ten, dass das endgültige REKG unter Berücksichtigung und Behe-

bung der derzeitigen Schwachstellen zu einem „Goldstandard“ der 

Exportkontrolle werden kann.   

 

F. Fazit und Ausblick 

Der französische Staatstheoretiker und Schriftsteller Charles-Louis 

de Montesquieu wusste bereits: „Wenn es nicht notwendig ist, ein 

Gesetz zu erlassen, dann ist es notwendig, kein Gesetz zu erlas-

sen.“146 Das derzeitige Genehmigungsverfahren bei Rüstungsexpor-

ten ist durch die Anwendung der PGB intransparent. Die 

Verwaltungsvorschrift räumt der Bundesregierung ein großes Er-

messen bei der Entscheidungsfindung ein und die getroffene Ent-

scheidung muss nicht begründet werden. Weiterhin werden die 

Menschenrechte im Bestimmungsland derzeit nicht ausreichend be-

rücksichtigt. Die angestrebte restriktive Rüstungspolitik ist nicht im 

Verwaltungshandeln ersichtlich. Somit liegen dominierende Gründe 

für die Notwendigkeit eines Gesetzes vor. In Montesquieus Worten 

ist es daher „notwendig, ein Gesetz zu erlassen“147. Der Wunsch zu 

einem „Goldstandard“ der Exportkontrolle ist beim derzeitig diffu-

sen Genehmigungsprozess nachvollziehbar. 

Das geplante REKG wird nach mehr als zehn Jahren Uneinigkeit 

durch die Bundesregierung veranlasst. Es wurde im Koalitionsver-

trag verankert und weist keine Ähnlichkeiten zum Gesetzesentwurf 

von Greenpeace auf. Insgesamt lassen sich in dem Eckpunktepapier 

der Bundesregierung zum geplanten REKG viele richtungsweisende 

und positive Aspekte hervorheben.  

Die gesetzliche Verankerung der PGB und die dadurch konkreti-

sierte Ermessensentscheidung bei der Genehmigungserteilung sorgt 

für mehr Verbindlichkeit. Weiterhin führen der intensivierte 

                                                 
146 Bickerich, in: Tagesspiegel, Von der Notwendigkeit, keine Gesetze zu erlassen, 

<https://www.tagesspiegel.de/politik/von-der-notwendigkeit-keine-gesetze-

zu-erlassen-1161079.html> (Stand: 07.08.2023). 
147 Ebenda. 
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Kriterienkatalog und die stärkere Beachtung der Menschenrechte zu 

eindeutigeren Genehmigungsentscheidungen und sorgen für erhöhte 

Transparenz bei der Genehmigungserteilung. Die Begründungs-

pflicht und angestrebte Veröffentlichung der Genehmigungsdaten 

bestärken dies zusätzlich. Die Ausweitung der Kriegswaffenliste be-

günstigt durch die erschwerte Ausfuhr das Ziel der restriktiven Rüs-

tungspolitik. Hierdurch wird der Koalitionsvertrag umgesetzt und 

darüber hinaus auch die internationale Proliferation durch die deut-

sche Rüstungsindustrie beschränkt.  

Der Export von Rüstungsgütern wird für Ausführer und Zollbehör-

den transparenter und bewirkt eine Zeitersparnis. Die Beteiligten 

profitieren von dem Bürokratieabbau durch die gemeinsame Geneh-

migung mit sog. Konzentrationswirkung. Dies bewirkt die schnel-

lere Rüstungsexportabfertigung, welche die internationale 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Rüstungsindustrie fördert. 

Das Eckpunktepapier muss jedoch noch weiter konkretisiert werden. 

Bei der Ausarbeitung des REKG ist zu beachten, dass die Bündnis- 

und Kooperationsfähigkeit in der Zeitenwende erhalten bleibt. Die 

von der Bundesregierung gewollte EU-Rüstungsexportverordnung 

könnte in Dissonanz mit der Kooperations- und Bündnisfähigkeit 

Deutschlands stehen, wenn das Mehrheitsvotum bei gemeinsamen 

Projekten greift. Aktuell ist die EU-Rüstungsexportverordnung je-

doch international nicht geplant, sodass dies vorerst keine Kompli-

kation darstellt. Darüber hinaus wird das Verbandsklagerecht derzeit 

nicht berücksichtigt. Eine Überprüfungsmöglichkeit wird als ele-

mentar erachtet. Daher wäre ein besser geeigneter Rechtsweg zur 

gerichtlichen Überprüfung von erteilten Genehmigungen bei der Er-

arbeitung des REKG wünschenswert.   

Derzeit wird das Eckpunktepapier des REKG überarbeitet. Es gilt zu 

erreichen, dass es fertig ausgearbeitet seiner Zielsetzung entspricht 

und die Interessen aller Wirtschaftsbeteiligten angemessen berück-

sichtigt. Die Bearbeitung kann einige Zeit in Anspruch nehmen. 

Aufgrund der derzeitigen Situation ist eine schnelle Ausarbeitung 

erstrebenswert. Das REKG wird die Exportkontrolle mit Inkrafttre-

ten konkretisieren und nachhaltig prägen. Somit hat es das Potenzial, 

der neue „Goldstandard“ der Exportkontrolle zu werden. 
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